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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 
Änderung des GmbHG 

§ 6. (1) Stammkapital und Stammeinlage müssen auf einen in Euro 
bestimmten Nennbetrag lauten. Das Stammkapital muß mindestens 35 000 Euro 
erreichen und besteht aus den Stammeinlagen der einzelnen Gesellschafter, deren 
jede mindestens 70 Euro betragen muß. 

§ 6. (1) Stammkapital und Stammeinlage müssen auf einen in Euro 
bestimmten Nennbetrag lauten. Das Stammkapital muß mindestens 10 000 Euro 
erreichen und besteht aus den Stammeinlagen der einzelnen Gesellschafter, deren 
jede mindestens 70 Euro betragen muß. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
Vereinfachte Gründung Vereinfachte Gründung 

§ 9a. (1) … § 9a. (1) … 
(2) Das Stammkapital beträgt 35 000 Euro; darauf sind, sofern nicht die 

Gründungsprivilegierung gemäß § 10b in Anspruch genommen wird, 17 500 Euro 
bar einzuzahlen. Wird die Gründungsprivilegierung in Anspruch genommen, so 
beträgt die gründungsprivilegierte Stammeinlage 10 000 Euro; darauf sind 
5 000 Euro bar einzuzahlen. 

(2) Das Stammkapital beträgt 10 000 Euro; darauf sind 5 000 Euro bar 
einzuzahlen. 

(3) Die Erklärung über die Errichtung der Gesellschaft beschränkt sich auf 
den Mindestinhalt des § 4 Abs. 1 und die Bestellung des Geschäftsführers sowie 
gegebenenfalls auf Regelungen über den Ersatz der Gründungskosten (§ 7 Abs. 2) 
bis zu einem Höchstbetrag von 500 Euro, über die Gründungsprivilegierung 
(§ 10b) und über die Verteilung des Bilanzgewinns, wenn sie einer besonderen 
Beschlussfassung von Jahr zu Jahr vorbehalten wird (§ 35 Abs. 1 Z 1). 

(3) Die Erklärung über die Errichtung der Gesellschaft beschränkt sich auf 
den Mindestinhalt des § 4 Abs. 1 und die Bestellung des Geschäftsführers sowie 
gegebenenfalls auf Regelungen über den Ersatz der Gründungskosten (§ 7 Abs. 2) 
bis zu einem Höchstbetrag von 500 Euro und über die Verteilung des 
Bilanzgewinns, wenn sie einer besonderen Beschlussfassung von Jahr zu Jahr 
vorbehalten wird (§ 35 Abs. 1 Z 1). 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 
§ 10. (1) Auf jede bar zu leistende Stammeinlage muß mindestens ein Viertel, 

jedenfalls aber ein Betrag von 70 Euro eingezahlt sein; soweit auf eine 
Stammeinlage weniger als 70 Euro bar zu leisten sind, muß die Bareinlage voll 
eingezahlt sein. Auf die bar zu leistenden Einlagen müssen mindestens insgesamt 
17 500 Euro eingezahlt sein; sind sie gemäß § 6a Abs. 2 bis 4 niedriger, müssen 
sie bar voll eingezahlt sein. Insofern auf eine Stammeinlage nach dem 
Gesellschaftsvertrag die Vergütung für übernommene Vermögensgegenstände 

§ 10. (1) Auf jede bar zu leistende Stammeinlage muß mindestens ein Viertel, 
jedenfalls aber ein Betrag von 70 Euro eingezahlt sein; soweit auf eine 
Stammeinlage weniger als 70 Euro bar zu leisten sind, muß die Bareinlage voll 
eingezahlt sein. Auf die bar zu leistenden Einlagen müssen mindestens insgesamt 
5 000 Euro eingezahlt sein; sind sie gemäß § 6a Abs. 2 bis 4 niedriger, müssen sie 
bar voll eingezahlt sein. Insofern auf eine Stammeinlage nach dem 
Gesellschaftsvertrag die Vergütung für übernommene Vermögensgegenstände 
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angerechnet werden soll, muß die Leistung sofort im vollen Umfang bewirkt 
werden. 

angerechnet werden soll, muß die Leistung sofort im vollen Umfang bewirkt 
werden. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
Gründungsprivilegierung  

§ 10b. (1) Im Gesellschaftsvertrag, nicht jedoch durch eine Abänderung des 
Gesellschaftsvertrags (§ 49), kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft die 
Gründungsprivilegierung nach Maßgabe der folgenden Absätze in Anspruch 
nimmt. 

 

(2) Im Gesellschaftsvertrag ist für jeden Gesellschafter auch die Höhe seiner 
gründungsprivilegierten Stammeinlage festzusetzen, die nicht höher als die jeweils 
übernommene Stammeinlage sein darf. Die Summe der gründungsprivilegierten 
Stammeinlagen muss mindestens 10 000 Euro betragen. 

 

(3) Auf die gründungsprivilegierten Stammeinlagen müssen abweichend von 
§ 10 Abs. 1 insgesamt mindestens 5 000 Euro bar eingezahlt werden. Sacheinlagen 
sind ausgeschlossen. 

 

(4) Während aufrechter Gründungsprivilegierung sind die Gesellschafter 
abweichend von § 63 Abs. 1 nur insoweit zu weiteren Einzahlungen auf die von 
ihnen übernommenen Stammeinlagen verpflichtet, als die bereits geleisteten 
Einzahlungen hinter den gründungsprivilegierten Stammeinlagen zurückbleiben. 
Dies gilt auch für den Fall, dass während aufrechter Gründungsprivilegierung ein 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der Gesellschaft eröffnet wird. 

 

(5) Die Gründungsprivilegierung gemäß Abs. 2 bis 4 kann durch eine 
Änderung des Gesellschaftsvertrags beendet werden, wobei vor Anmeldung der 
Änderung zum Firmenbuch (§ 51) die Mindesteinzahlungserfordernisse nach § 10 
Abs. 1 zu erfüllen sind. Ansonsten endet die Gründungsprivilegierung spätestens 
zehn Jahre nach der Eintragung der Gesellschaft im Firmenbuch. Die 
Eintragungen betreffend die Gründungsprivilegierung im Firmenbuch (§ 5 Z 2a 
und 6 FBG) können erst entfallen, wenn zuvor die 
Mindesteinzahlungserfordernisse nach § 10 Abs. 1 erfüllt wurden. 

 

§ 54. (1) und (2) … § 54. (1) und (2) … 
(3) Eine Herabsetzung des Stammkapitals unter 35 000 Euro ist unzulässig. 

Erfolgt die Herabsetzung durch Zurückzahlung von Stammeinlagen oder durch 
Befreiung von der Volleinzahlung, so darf der verbleibende Betrag jeder 
Stammeinlage nicht unter 70 Euro herabgesetzt werden. 

(3) Eine Herabsetzung des Stammkapitals unter 10 000 Euro ist unzulässig. 
Erfolgt die Herabsetzung durch Zurückzahlung von Stammeinlagen oder durch 
Befreiung von der Volleinzahlung, so darf der verbleibende Betrag jeder 
Stammeinlage nicht unter 70 Euro herabgesetzt werden. 
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(4) … (4) … 
§ 127. (1) bis (15) … § 127. (1) bis (15) … 
(16) Gesellschaften, deren Stammkapital 35 000 Euro nicht erreicht, haben 

bis längstens 1. März 2024 eine Kapitalerhöhung auf diesen oder einen höheren 
Betrag durchzuführen. 

 

(17) Bei Gesellschaften, deren Stammkapital 35 000 Euro nicht erreicht, ist 
eine Kapitalerhöhung auf diesen oder einen höheren Betrag von der 
Eintragungsgebühr gemäß TP 10 Z I lit. b Z 4 GGG befreit. 

 

(18) bis (28) … (18) bis (28) … 
 (29) § 6 Abs. 1, § 9a Abs. 2 und 3, § 10 Abs. 1 und § 54 Abs. 3 in der Fassung 

des Gesellschaftsrechts-Änderungsgesetzes 2023, BGBl. I Nr. xxx/2023, treten mit 
1. Jänner 2024 in Kraft. § 10b samt Überschrift sowie § 127 Abs. 16 und 17 treten 
mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer Kraft. 

 (30) Auf Gesellschaften, bei denen die Inanspruchnahme der 
Gründungsprivilegierung am 1. Jänner 2024 im Firmenbuch eingetragen ist, ist 
§ 10b mit der Maßgabe weiter anzuwenden, dass es abweichend von § 10b Abs. 5 
zweiter Satz zu keiner Beendigung der Gründungsprivilegierung durch Zeitablauf 
kommt. In einer solchen Gesellschaft kann eine Abänderung des 
Gesellschaftsvertrags, die nach dem 31. Dezember 2024 zum Firmenbuch 
angemeldet wird, nur eingetragen werden, wenn im abgeänderten 
Gesellschaftsvertrag die Bestimmungen über die Gründungsprivilegierung 
beseitigt wurden. Wenn die von den einzelnen Gesellschaftern laut abgeändertem 
Gesellschaftsvertrag übernommenen Stammeinlagen zumindest gleich hoch sind 
wie ihre bisherigen gründungsprivilegierten Stammeinlagen, ist für die Anmeldung 
einer solchen Abänderung des Gesellschaftsvertrags zum Firmenbuch ein 
Gläubigeraufruf nicht erforderlich. 

Artikel 3 
Änderung des Firmenbuchgesetzes 

Hauptbuch Hauptbuch 
§ 2. Das Hauptbuch ist zur Eintragung der folgenden Rechtsträger bestimmt: § 2. Das Hauptbuch ist zur Eintragung der folgenden Rechtsträger bestimmt: 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 
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  5a. Flexible Kapitalgesellschaften; 
 6. bis 13. …  6. bis 13. … 

§ 5. Bei Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
sind ferner einzutragen: 

§ 5. Bei Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(Flexiblen Kapitalgesellschaften) sind ferner einzutragen: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 2a. bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung gegebenenfalls die 

Inanspruchnahme der Gründungsprivilegierung (§ 10b GmbHG); 
 

 3. bis 5. …  3. bis 5. … 
 6. bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung außerdem Name und 

Geburtsdatum der Gesellschafter, gegebenenfalls ihre 
Firmenbuchnummer, ihre Stammeinlagen, gegebenenfalls ihre 
gründungsprivilegierten Stammeinlagen (§ 10b Abs. 2 GmbHG), und die 
darauf geleisteten Einzahlungen; gehören alle Anteile an einer 
Aktiengesellschaft alleine oder neben der Gesellschaft einem Aktionär, 
dieser Umstand sowie sein Name, gegebenenfalls sein Geburtsdatum bzw. 
seine Firmenbuchnummer. 

 6. bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung außerdem Name und 
Geburtsdatum der Gesellschafter, gegebenenfalls ihre 
Firmenbuchnummer, ihre Stammeinlagen und die darauf geleisteten 
Einzahlungen; gehören alle Anteile an einer Aktiengesellschaft alleine 
oder neben der Gesellschaft einem Aktionär, dieser Umstand sowie sein 
Name, gegebenenfalls sein Geburtsdatum bzw. seine 
Firmenbuchnummer; 

  7. bei Flexiblen Kapitalgesellschaften die Angaben über Unternehmenswert-
Anteile gemäß § 9 Abs. 6 FlexKapGG. 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 
§ 43. (1) bis (19) … § 43. (1) bis (19) … 

 (20) § 2 Z 5a und § 5 in der Fassung des Gesellschaftsrechts-
Änderungsgesetzes 2023, BGBl. I Nr. xxx/2023, treten mit 1. Jänner 2024 in Kraft. 
§ 5 Z 2a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer Kraft. 

Artikel 4 
Änderung des Rechtspflegergesetzes 

Wirkungskreis in Sachen des Firmenbuchs Wirkungskreis in Sachen des Firmenbuchs 
§ 22. (1) … § 22. (1) … 
(2) Dem Richter bleiben vorbehalten: (2) Dem Richter bleiben vorbehalten: 

 1. der Beschluß über die erste Eintragung  1. der Beschluß über die erste Eintragung 
 a) …  a) … 
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 b) einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit einem Stammkapital 

ab 100 000 Euro; 
 b) einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder einer Flexiblen 

Kapitalgesellschaft mit einem Stammkapital ab 100 000 Euro; 
 c) …  c) … 
 2. Beschlüsse über die Eintragungen  2. Beschlüsse über die Eintragungen 
 a) von Änderungen einer Satzung, eines Gesellschaftsvertrags, eines 

Genossenschaftsvertrags und einer Stiftungsurkunde, mit Ausnahme 
von Änderungen eines Gesellschaftsvertrags einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung mit einem Stammkapital von weniger als 
100 000 Euro, 

 a) von Änderungen einer Satzung, eines Gesellschaftsvertrags, eines 
Genossenschaftsvertrags und einer Stiftungsurkunde, mit Ausnahme 
von Änderungen eines Gesellschaftsvertrags einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung oder einer Flexiblen Kapitalgesellschaft mit 
einem Stammkapital von weniger als 100 000 Euro, 

 b) und c) …  b) und c) … 
 3. …  3. … 
 4. Maßnahmen auf Grund von Anmeldungen auf Eintragung in das 

Firmenbuch im Zusammenhang mit 
 4. Maßnahmen auf Grund von Anmeldungen auf Eintragung in das 

Firmenbuch im Zusammenhang mit 
 a) …  a) … 
 b) Umwandlungen nach dem elften Teil des AktG, nach dem 

Bundesgesetz über die Umwandlung von Handelsgesellschaften, nach 
§ 61 und § 66 VAG 2016 und nach § 27a SpG, 

 b) Umwandlungen nach dem elften Teil des AktG, nach den §§ 25 und 26 
FlexKapGG, nach dem Bundesgesetz über die Umwandlung von 
Handelsgesellschaften, nach § 61 und § 66 VAG 2016 und nach § 27a 
SpG, 

 c) und d) …  c) und d) … 
 5. bis 8. …  5. bis 8. … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 45. (1) bis (19) … § 45. (1) bis (19) … 

 (20) § 22 Abs. 2 in der Fassung des Gesellschaftsrechts-Änderungsgesetzes 
2023, BGBl. I Nr. xxx/2023, tritt mit 1. Jänner 2024 in Kraft. 

Artikel 5 
Änderung des NTG 

Bemessung der Wertgebühr Bemessung der Wertgebühr 
§ 5. (1) bis (8) … § 5. (1) bis (8) … 
(8a) Bezieht sich die Beurkundung auf eine von einer natürlichen Person 

abgegebene Erklärung über die Errichtung einer Gesellschaft mit beschränkter 
(8a) Bezieht sich die Beurkundung auf eine von einer natürlichen Person 

abgegebene Erklärung über die Errichtung einer Gesellschaft mit beschränkter 
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Haftung, so ist der Gegenstand mit 500 Euro zu bewerten, wenn sich die Erklärung 
auf den Mindestinhalt des § 4 Abs. 1 GmbHG und die Bestellung des 
Geschäftsführers sowie gegebenenfalls auf Regelungen über den Ersatz der 
Gründungskosten (§ 7 Abs. 2 GmbHG), über die Gründungsprivilegierung (§ 10b 
GmbHG) und über die Verteilung des Bilanzgewinns, die einer besonderen 
Beschlussfassung von Jahr zu Jahr vorbehalten wird (§ 35 Abs. 1 Z 1 GmbHG), 
beschränkt; diese Bemessungsgrundlage ist auch bei der Beglaubigung von 
Unterschriften im Zusammenhang mit der Eintragung einer solchen Gesellschaft 
heranzuziehen. 

Haftung, so ist der Gegenstand mit 500 Euro zu bewerten, wenn sich die Erklärung 
auf den Mindestinhalt des § 4 Abs. 1 GmbHG und die Bestellung des 
Geschäftsführers sowie gegebenenfalls auf Regelungen über den Ersatz der 
Gründungskosten (§ 7 Abs. 2 GmbHG) und über die Verteilung des 
Bilanzgewinns, die einer besonderen Beschlussfassung von Jahr zu Jahr 
vorbehalten wird (§ 35 Abs. 1 Z 1 GmbHG), beschränkt; diese 
Bemessungsgrundlage ist auch bei der Beglaubigung von Unterschriften im 
Zusammenhang mit der Eintragung einer solchen Gesellschaft heranzuziehen. 

(9) bis (10) … (9) bis (10) … 
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Juli 2017 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Juli 2017 

§ 36a. § 5 Abs. 8 dritter Satz und Abs. 8a in der Fassung des 
Deregulierungsgesetzes 2017, BGBl. I Nr. 40/2017, tritt mit 1. Juli 2017 in Kraft 
und ist auf Beurkundungen und Beglaubigungen anzuwenden, die nach dem 
30. Juni 2017 vorgenommen werden. 

§ 36a. (1) § 5 Abs. 8 dritter Satz und Abs. 8a in der Fassung des 
Deregulierungsgesetzes 2017, BGBl. I Nr. 40/2017, tritt mit 1. Juli 2017 in Kraft 
und ist auf Beurkundungen und Beglaubigungen anzuwenden, die nach dem 
30. Juni 2017 vorgenommen werden. 

 (2) § 5 Abs. 8a in der Fassung des Gesellschaftsrechts-Änderungsgesetzes 
2023, BGBl. I Nr. xxx/2023, tritt mit 1. Jänner 2024 in Kraft und ist auf 
Beurkundungen und Beglaubigungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
2023 vorgenommen werden. 

Artikel 6 
Änderung des RATG 

§ 10. Der Gegenstand ist zu bewerten: § 10. Der Gegenstand ist zu bewerten: 
 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. in Sachen des Firmenbuchs, falls aus dem Antrag kein anderer Wert 

hervorgeht, mit dem Geschäftskapital, mindestens aber mit folgenden 
Beträgen: 

 5. in Sachen des Firmenbuchs, falls aus dem Antrag kein anderer Wert 
hervorgeht, mit dem Geschäftskapital, mindestens aber mit folgenden 
Beträgen: 

 a) und b) …  a) und b) … 
 c) bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit 35 000 Euro,  c) bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit 10 000 Euro, 
 d) …  d) … 
 6. bis 9. …  6. bis 9. … 
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Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Jänner 2017 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Jänner 2017 

§ 26a. (1) bis (5) … § 26a. (1) bis (5) … 
 (6) § 10 Z 5 in der Fassung des Gesellschaftsrechts-Änderungsgesetzes 2023, 

BGBl. I Nr. xxx/2023, tritt mit 1. Jänner 2024 in Kraft und ist auf Anträge 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023 bei Gericht eingebracht werden. 

Artikel 7 
Änderung des Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetzes 

Anwendungsbereich Anwendungsbereich 
§ 1. (1) … § 1. (1) … 
(2) Rechtsträger im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die folgenden 

Gesellschaften und sonstigen juristischen Personen mit Sitz im Inland, Trusts und 
trustähnliche Vereinbarungen nach Maßgabe von Z 17 und 18 sowie 
meldepflichtige ausländische Rechtsträger nach Maßgabe von Z 19: 

(2) Rechtsträger im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die folgenden 
Gesellschaften und sonstigen juristischen Personen mit Sitz im Inland, Trusts und 
trustähnliche Vereinbarungen nach Maßgabe von Z 17 und 18 sowie 
meldepflichtige ausländische Rechtsträger nach Maßgabe von Z 19: 

 1. – 4. …  1. – 4. … 
  4a. Flexible Kapitalgesellschaften; 
 5. – 19. …  5. – 19. … 

(3) bis (4) … (3) bis (4) … 
Meldung der Daten durch die Rechtsträger Meldung der Daten durch die Rechtsträger 

§ 5. (1) bis (4) … § 5. (1) bis (4) … 
(5) Wenn bei Rechtsträgern gemäß § 1 Abs. 2 Z 1, 2, 3, 4, 9, 10, 11 und 13 

die wirtschaftlichen Eigentümer gemäß § 2 Z 1 lit. b festgestellt wurden, ist nur zu 
melden, dass die natürlichen Personen, die der obersten Führungsebene des 
Rechtsträgers angehören, als wirtschaftliche Eigentümer festgestellt wurden. Die 
Bundesanstalt Statistik Österreich hat diese aus dem Firmenbuch zu übernehmen 
und laufend aktuell zu halten. Wenn die natürlichen Personen, die der obersten 
Führungsebene angehören nicht mehr im Firmenbuch eingetragen sind, so hat die 
Bundesanstalt Statistik Österreich die Meldung gemäß § 5 Abs. 5 WiEReG zu 
beenden. 

(5) Wenn bei Rechtsträgern gemäß § 1 Abs. 2 Z 1 bis 4a, 9, 10, 11 und 13 die 
wirtschaftlichen Eigentümer gemäß § 2 Z 1 lit. b festgestellt wurden, ist nur zu 
melden, dass die natürlichen Personen, die der obersten Führungsebene des 
Rechtsträgers angehören, als wirtschaftliche Eigentümer festgestellt wurden. Die 
Bundesanstalt Statistik Österreich hat diese aus dem Firmenbuch zu übernehmen 
und laufend aktuell zu halten. Wenn die natürlichen Personen, die der obersten 
Führungsebene angehören nicht mehr im Firmenbuch eingetragen sind, so hat die 
Bundesanstalt Statistik Österreich die Meldung gemäß § 5 Abs. 5 WiEReG zu 
beenden. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 
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Übermittlung der Dokumentation über die Anwendung der 

Sorgfaltspflichten zur Feststellung und Überprüfung der Identität von 
wirtschaftlichen Eigentümern (Compliance-Package) 

Übermittlung der Dokumentation über die Anwendung der 
Sorgfaltspflichten zur Feststellung und Überprüfung der Identität von 

wirtschaftlichen Eigentümern (Compliance-Package) 
§ 5a. (1) Ein berufsmäßiger Parteienvertreter kann, wenn er die 

wirtschaftlichen Eigentümer eines Rechtsträgers gemäß den Anforderungen dieses 
Bundesgesetzes festgestellt und überprüft hat, alle für die Feststellung und 
Überprüfung der Identität der wirtschaftlichen Eigentümer erforderlichen 
Informationen, Daten und Dokumente im elektronischen Wege über das 
Unternehmensserviceportal an die Registerbehörde übermitteln (Compliance-
Package). Hiebei sind jedenfalls die folgenden Informationen, Daten und 
Dokumente im elektronischen Wege über das Unternehmensserviceportal an die 
Registerbehörde zu übermitteln: 

§ 5a. (1) Ein berufsmäßiger Parteienvertreter kann, wenn er die 
wirtschaftlichen Eigentümer eines Rechtsträgers gemäß den Anforderungen dieses 
Bundesgesetzes festgestellt und überprüft hat, alle für die Feststellung und 
Überprüfung der Identität der wirtschaftlichen Eigentümer erforderlichen 
Informationen, Daten und Dokumente im elektronischen Wege über das 
Unternehmensserviceportal an die Registerbehörde übermitteln (Compliance-
Package). Hiebei sind jedenfalls die folgenden Informationen, Daten und 
Dokumente im elektronischen Wege über das Unternehmensserviceportal an die 
Registerbehörde zu übermitteln: 

 1. ein Organigramm, aus dem sich die relevante Eigentums- und 
Kontrollstruktur ergibt, bei Rechtsträgern gemäß § 1 Abs. 2 Z 1 bis 4, 9 
und 10; 

 1. ein Organigramm, aus dem sich die relevante Eigentums- und 
Kontrollstruktur ergibt, bei Rechtsträgern gemäß § 1 Abs. 2 Z 1 bis 4a, 9 
und 10; 

 2. für den meldenden Rechtsträger selbst,  2. für den meldenden Rechtsträger selbst, 
 a) bis c) …  a) bis c) … 
  d) bei Flexiblen Kapitalgesellschaften der Gesellschaftsvertrag, soweit 

sich aus diesem von § 39 Abs. 2 erster Satz GmbHG abweichende 
Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse ergeben, und das Anteilsbuch 
über die Unternehmenswert-Anteile oder ein anderer Nachweis über 
die Anteile der Unternehmenswert-Beteiligten; 

 d) bei Privatstiftungen gemäß § 1 PSG die Stiftungsurkunde sowie die 
Stiftungszusatzurkunde und alle weiteren Nachweise, die für die 
Feststellung und Überprüfung aller Begünstigten der Privatstiftung 
gemäß diesem Bundesgesetz notwendig sind; 

 e) bei Privatstiftungen gemäß § 1 PSG die Stiftungsurkunde sowie die 
Stiftungszusatzurkunde und alle weiteren Nachweise, die für die 
Feststellung und Überprüfung aller Begünstigten der Privatstiftung 
gemäß diesem Bundesgesetz notwendig sind; 

 e) bei Stiftungen und Fonds gemäß § 1 BStFG 2015 und bei aufgrund 
eines Landesgesetzes eingerichteten Stiftungen und Fonds die 
Stiftungsurkunde, Gründungserklärung oder ein vergleichbarer 
Nachweis; 

 f) bei Stiftungen und Fonds gemäß § 1 BStFG 2015 und bei aufgrund 
eines Landesgesetzes eingerichteten Stiftungen und Fonds die 
Stiftungsurkunde, Gründungserklärung oder ein vergleichbarer 
Nachweis; 

 f) bei Trusts und trustähnlichen Vereinbarungen die Trusturkunde, 
sonstige Dokumente, aus denen sich Begünstigte des Trusts ergeben, 
und alle weiteren Nachweise, die für die Feststellung und Überprüfung 
aller Begünstigten des Trusts oder der trustähnlichen Vereinbarung 
gemäß diesem Bundesgesetz notwendig sind; 

 g) bei Trusts und trustähnlichen Vereinbarungen die Trusturkunde, 
sonstige Dokumente, aus denen sich Begünstigte des Trusts ergeben, 
und alle weiteren Nachweise, die für die Feststellung und Überprüfung 
aller Begünstigten des Trusts oder der trustähnlichen Vereinbarung 
gemäß diesem Bundesgesetz notwendig sind; 
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 g) Nachweise und Erklärungen, aufgrund derer sich allfällige, für die 

Stellung als wirtschaftlicher Eigentümer gemäß diesem Bundesgesetz 
relevante Treuhandschaften ergeben; 

 h) Nachweise und Erklärungen, aufgrund derer sich allfällige, für die 
Stellung als wirtschaftlicher Eigentümer gemäß diesem Bundesgesetz 
relevante Treuhandschaften ergeben; 

 h) sonstige Nachweise und Dokumente, die für die Feststellung und 
Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer des Rechtsträgers 
erforderlich sind; solche sind insbesondere dann erforderlich, wenn 
relevante Stimmrechte vorliegen, die von der jeweiligen Beteiligung 
oder dem Anteil von Aktien abweichen oder wenn andere 
Kontrollverhältnisse vorliegen, die für die Feststellung und 
Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer relevant sind und diese 
nicht bereits von lit. a bis g erfasst sind. 

 i) sonstige Nachweise und Dokumente, die für die Feststellung und 
Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer des Rechtsträgers 
erforderlich sind; solche sind insbesondere dann erforderlich, wenn 
relevante Stimmrechte vorliegen, die von der jeweiligen Beteiligung 
oder dem Anteil von Aktien abweichen oder wenn andere 
Kontrollverhältnisse vorliegen, die für die Feststellung und 
Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer relevant sind und diese 
nicht bereits von lit. a bis g erfasst sind. 

 3. – 4. …  3. – 4. … 
(2) bis (9) … (2) bis (9) … 

Befreiung von der Meldepflicht Befreiung von der Meldepflicht 
§ 6. (1) bis (2) … § 6. (1) bis (2) … 

 (2a) Flexible Kapitalgesellschaften gemäß § 1 Abs. 2 Z 4a sind von der 
Meldung gemäß § 5 befreit, wenn alle im Firmenbuch eingetragenen 
Gesellschafter natürliche Personen sind. Diesfalls sind die im Firmenbuch 
eingetragenen Gesellschafter von der Bundesanstalt Statistik Österreich als 
wirtschaftliche Eigentümer zu übernehmen, wenn diese über Stimmrechte von mehr 
als 25 vH verfügen. Für die Zwecke dieser Bestimmung sind die Stimmrechte 
gemäß § 39 Abs. 2 erster Satz GmbHG zu berechnen. Verfügt kein im Firmenbuch 
eingetragener Gesellschafter über Stimmrechte von mehr als 25 vH, so sind die im 
Firmenbuch eingetragenen Geschäftsführer von der Bundesanstalt Statistik 
Österreich als wirtschaftliche Eigentümer zu übernehmen. Wenn eine andere 
natürliche Person wirtschaftlicher Eigentümer gemäß § 2 der Flexiblen 
Kapitalgesellschaft ist, dann hat die Flexible Kapitalgesellschaft eine Meldung 
gemäß § 5 Abs. 1 vorzunehmen. 

(3) bis (7) … (3) bis (7) … 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 19. (1) bis (9) … § 19. (1) bis (9) … 
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 (10) Die §§ 1 Abs. 2 Z 4a, 5 Abs. 5, 5a Abs. 1 Z 1 und 2 sowie 6 Abs. 2a in der 

Fassung des Gesellschaftsrechts-Änderungsgesetzes 2023, BGBl. I Nr. xxx/2023, 
treten mit 1. April 2024 in Kraft. 

Verweisungen Verweisungen 
§ 20. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf folgende Gesetze verwiesen 

wird, sind diese, wenn nicht Anderes angeordnet ist, in ihrer jeweils geltenden 
Fassung anzuwenden: 

§ 20. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf folgende Gesetze verwiesen 
wird, sind diese, wenn nicht Anderes angeordnet ist, in ihrer jeweils geltenden 
Fassung anzuwenden: 

 1. bis 27. …  1. bis 27. … 
 28. Bundesgesetz über Regelungen zur Erleichterung des elektronischen 

Verkehrs mit öffentlichen Stellen (E-Government-Gesetz – E-GovG), 
BGBl. I Nr. 10/2004. 

 28. Bundesgesetz über Regelungen zur Erleichterung des elektronischen 
Verkehrs mit öffentlichen Stellen (E-Government-Gesetz – E-GovG), 
BGBl. I Nr. 10/2004, 

  29. Gesetz vom 6. März 1906 über Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(GmbH-Gesetz – GmbHG), RGBl. Nr. 58/1906, 

  30. Bundesgesetz über die Flexible Kapitalgesellschaft (Flexible-
Kapitalgesellschafts-Gesetz – FlexKapGG), BGBl. I Nr. xxx/2023. 
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Artikel 8 
Änderung des Gerichtsgebührengesetzes 

Tarifp
ost 

Gegenstand Höhe der 
Gebühren 

10 D. Firmenbuch- und Schiffsregistersachen  

 I. Firmenbuch  

  a) - b) …  

  c) Eintragungsgebühren betreffend:  

  1. - 3. …  

  4. Umwandlung einer Kapitalgesellschaft 
gemäß UmwG 

101 Euro 

  5. Umwandlung einer Kapitalgesellschaft 
gemäß AktG und SEG sowie einer 
Genossenschaft nach dem SCEG 

368 Euro 

  6. - 12. …  

 II.  - IV. …  
 

Tarifp
ost 

Gegenstand Höhe der 
Gebühren 

10 D. Firmenbuch- und Schiffsregistersachen  

 I. Firmenbuch  

  a) - b) …  

  c) Eintragungsgebühren betreffend:  

  1. - 3. …  

  4. Umwandlung einer Kapitalgesellschaft 
gemäß UmwG oder § 25 FlexKapGG 

101 Euro 

  5. Umwandlung einer Kapitalgesellschaft 
gemäß AktG, SEG oder § 26 
FlexKapGG sowie einer 
Genossenschaft nach dem SCEG 

368 Euro 

  6. - 12. …  

 II.  - IV. …  
 

Artikel VI Artikel VI 
In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen, Aufhebungen In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen, Aufhebungen 

 1. bis 79. …  1. bis 79. … 
  80. Tarifpost 10 in der Fassung des Gesellschaftsrechts-Änderungsgesetzes 

2023, BGBl. I Nr. xxx/2023, tritt mit 1. Jänner 2024 in Kraft und ist auf 
Fälle anzuwenden, in denen der Gebühren auslösende Sachverhalt nach 
dem 31. Dezember 2023 abschließend verwirklicht wird. § 31a ist auf die 
mit dem Gesellschaftsrechts-Änderungsgesetz 2023 neu geschaffenen 
oder geänderten Gebührentatbestände mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
Ausgangsgrundlage für die Neufestsetzung die für Dezember 2020 
veröffentlichte endgültige Indexzahl des von der Bundesanstalt Statistik 
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Österreich verlautbarten Verbraucherpreisindex ist, wobei die Z 75 
anzuwenden ist. 
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